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Zusammenfassung
Das Ziel der vorliegenden Praktikumsarbeit war es, die wichtigsten Argumente von
Windenergiegegner*innen darzulegen und diese hinsichtlich ihrer x zu überprüfen. Im
zweiten Teil der Arbeit werden wichtige Maßnahmen dargelegt, welche die gesellschaft-
liche Akzeptanz von Windenergieanlagen maßgeblich positiv beeinflussen. Ergebnis
der Recherche ist, dass vor allem die (finanzielle) Teilhabe und die Beteiligung der
Anwohner*innen die Akzeptanz von Windparks stärkt. Bei den verwendeten Quellen
handelt es sich hauptsächlich um Internetquellen, da es kaum Bücher zu der Thematik
gibt. Weiterhin werden relevante Studien zitiert, die relevante Defizite der Windenergie
untersucht haben. Die Praktikumsarbeit ist sowohl für Menschen, die im Bereich Pro-
jektplanung Windenergie arbeiten, als auch für Menschen, in deren Wohnumgebung
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Das klimapolitische Ziel der Bundesrepublik ist es, bis Mitte des 21. Jahrhunderts
weitestgehend treibhausgasneutral zu sein. Um dieses Vorhaben umzusetzen, ist nicht
nur der Ausstieg aus der Kernkraft bis 2022, sondern zusätzlich der zeitnahe Ausstieg
aus der Kohleenergie obligatorisch. Gleichzeitig wird angestrebt bis 2050 bis zu 80 %
des Bruttostromverbrauchs aus erneuerbaren Energien bereitzustellen [1]. 2018 lag
der Anteil der erneuerbaren Energien am Gesamtstromverbrauch bei 37,8 % [2], es
braucht demnach noch mehr als eine Verdopplung in den nächsten 30 Jahren, um
dieses Ziel zu erreichen. Da besonders bei Solar- und Windenergie die Wetterlage und
Tageszeit für die Stromerzeugung entscheidend sind, ist es nötig, den richtigen Mix
aus Photovoltaik, Windenergie, Biomasse und Wasserkraft bereitzustellen. Gerade
Windenergieanlagen (WEA) stehen immer wieder in der Kritik von Anwohner*innen
das Landschaftsbild negativ zu beeinflussen, die Gesundheit zu beeinträchtigen und für
ein erhöhtes Vogelsterben verantwortlich zu sein. Daher gründen Naturschützer*innen
Bürger*inneninitiativen (BI), die die Planung und Realisierung von Windparks
verhindern wollen.
Wenn erneuerbare Energien und insbesondere Windenergie so essenziell für die
Umsetzung der Klimaziele der Bundesrepublik sind, wieso gibt es dort, wo Windparks
entstehen sollen, so viel Gegenwind? Welche Argumente haben Windgegner*innen
und wie begründet sind diese? Was kann von Projektentwicklungsunternehmen,
Anwohner*innen, Gemeindevertreter*innen oder Politiker*innen getan werden, um
die gesellschaftliche Akzeptanz in Bezug auf Windenergie zu stärken? In diesem
Praktikumsbericht werden diese Fragen untersucht. Dazu werden im Grundlagenteil
rechtlichen Rahmenbedingungen genannt, die für das Genehmigungsverfahren von
Bedeutung sind. Außerdem wird auf die Technik von Windenergieanlagen eingegangen,
die zum Verständnis der Arbeit relevant ist und es wird der Ablauf eines Wind-
energieprojekts aus Sicht von Projektentwicklungsunternehmen skizziert. In Kapitel 3
werden die verschiedenen Defizite der Windenergie erläutert und relevante Studien
zusammengefasst, welche das jeweilige Defizit untersucht haben. Insbesondere wird
auf gesundheitliche, naturschutzrechtliche und gesellschaftliche Aspekte eingegangen.
Im zweiten Teil des Kapitels werden verschiedene Lösungsansätze aufgezeigt, welche
die Nachteile kompensieren bzw. zur allgemeinen gesellschaftlichen Akzeptanz von
Windenergie beitragen sollen. Weiterhin wird auf aktuelle technologische Entwick-
lungen, sowie auf das Recycling von WEA eingegangen. Kapitel 4 befasst sich mit
der Bewertung und Diskussion der verschiedenen Maßnahmen und Lösungsansätze,
die im vorherigen Kapitel beschrieben wurden. Weiterhin findet eine Einschätzung
der Diskussion mit Windparkanrainer*innen statt. Es geht dabei besonders um die
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Fragen, worauf bei der Diskussion geachtet werden muss und was die verschiedenen
Beteiligten zum Gelingen von Windparkprojekten beitragen können. Abschließend
folgt die Zusammenfassung.
Die vor allem im Diskussionsteil beschriebenen Erfahrungen resultieren aus meinem
Praxissemester, welches ich bei einem Projektentwicklungsunternehmen für Windener-
gieanlagen absolviert habe. Der Fokus lag auf Onshore-Windenergieprojekte in Bran-
denburg und Thüringen. Das Praktikum dauerte vom 01.09.2018 bis zum 28.02.2019
an und umfasste 26 Wochen. Um hervorzuheben, an welcher Stelle persönliche Erfah-
rungen in den Bericht mit einfließen, werden die entsprechenden Informationen aus
der Ich-Perspektive beschrieben. Zu den Tätigkeiten einer*eines Projektentwicklers*in
zählen die Erstellung von Potenzialanalysen, die Flächenakquise, das Beauftragen von
Gutachten, das Einholen von Genehmigungen und die sich anschließende schlüsselfer-
tige Errichtung sowie der Betrieb von WEA oder ganzen Windparks. Im Zuge des
Praktikums habe ich Einblicke in die verschiedenen Tätigkeiten gewonnen durch die
weitestgehend selbständige Bearbeitung des Projektgebiets Thüringen-Nord. Zu Beginn
meines Praktikums wurde der Regionalplan für diese Planungsregion veröffentlicht, so-
dass ich die Chance hatte, die Flächenakquise größtenteils selbstständig durchzuführen.
Dabei habe ich viele telefonische Gespräche mit Flächenbesitzer*innen geführt und war
erstaunt, wie stark die Gegenstimmen in manchen Gebieten waren. In mehreren Wind-
eignungsgebieten (WEG) hatten sich bereits eine BI gegründet, welche die Planung
und den Bau eines Windpark verhindern wollten. Diese Erfahrung regte mich dazu an,
meinen Praktikumsbericht über die gesellschaftliche Akzeptanz von Windenergie und
mögliche Argumentationsweisen, sowie Lösungsansätze zu schreiben.
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2 Grundlagen
2.1 Rechtliche Grundlagen zur Errichtung von Windparks
Der gesetzliche Rahmen für Ausbau und Förderung von erneuerbaren Energien ist
das Anfang 2000 eingeführte Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG), welches seitdem
vielfach novelliert wurde. Seit 2014 wird durch das EEG angestrebt, den Anteil des
aus erneuerbaren Energien erzeugten Stroms am Stromverbrauch bis 2025 zwischen
40 % und 45 %, bis 2035 zwischen 55 % und 60 % und bis 2050 auf mind. 80 % zu
erhöhen [1]. Durch die letzte Novellierung 2017 wurde das Ausschreibungsverfahren
eingeführt, welches die feste Vergütung je Kilowattstunde ersetzte [3]. Nach § 35
Abs. 1 Baugesetzbuch (BauG) sind WEA im Außenbereich als privilegiert zulässig,
da sie „der Erforschung, Entwicklung oder Nutzung der Wind- oder Wasserenergie
[dienen] [4].“ So ist die Errichtung von WEA nur dann unzulässig, wenn diesem
öffentliche Belange entgegenstehen, z.B. wenn ein massiver Konflikt mit der bisherigen
Nutzung der Flächen auftritt. Um den Ausbau der Windenergie dennoch räumlich
zu steuern, können laut § 35 Abs. 3 Satz 3 BauG Konzentrationszonen ausgewiesen
werden [4]. Diese werden durch die regionale Planungsgemeinschaft in einem Regio-
nalplan veröffentlicht, welcher die Ziele und Grundsätze der Raumordnung festlegt.
Dabei ist zu beachten, dass die Festlegungen aus den übergeordneten Entwürfen und
Plänen — Landesentwicklungsprogramm — in den nachgelagerten Planungs- und
Entscheidungsverfahren — Regionalplan, Flächennutzungsplan und Bebauungsplan
— berücksichtigt werden müssen. Gleichzeitig kann die Regionalplanung die bereits
vorhanden Flächennutzungspläne und Bebauungspläne der Gemeinde bei der Erstel-
lung von Regionalplänen berücksichtigen (Gegenstromprinzip) [1].
Für die Ausweisung von Windkonzentrationszonen oder WEG in einem Regionalplan
wird anfangs eine Potentialanalyse erstellt, deren Ziel es ist, möglichst konfliktarme
Standorte für die WEA zu identifizieren. Hierbei wird die gesamte Planungsfläche
nach harten und weichen Tabukriterien bzw. -zonen untersucht. Zu harten Tabuzonen
zählen Gebiete, die von vornherein für die Windenergie ungeeignet sind. Weiche
Tabuzonen umfassen Gebiete, in denen aus unterschiedlichen Gründen die Errichtung
von Windenergieanlagen von vornherein ausgeschlossen werden soll. Weiterhin werden
bestimmte Mindestabstände, sogenannte Pufferzonen, einbezogen, in denen ebenfalls
der Bau von WEA ausgeschlossen ist und die je nach Planungsgemeinschaft unter-
schiedlich sind. Die sich so ergebenden Flächen werden noch auf ihre Windhöffigkeit
hin untersucht bevor sie als potentielles WEG in einem Regionalplan ausgewiesen wer-
den. Häufig kommt es zur mehrmaligen Überarbeitung und öffentlichen Auslegung des
Regionalplans bis dieser rechtskräftig verabschiedet wird und somit die ausgewiesenen
WEG bindend sind [1].
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Ab einer Gesamthöhe von über 50 Metern ist für jede WEA eine Genehmigung nach
Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) notwendig. „Zweck dieses Gesetzes ist
es, Menschen, Tiere und Pflanzen, den Boden, das Wasser, die Atmosphäre sowie
Kultur- und sonstige Sachgüter vor schädlichen Umwelteinwirkungen zu schützen und
dem Entstehen schädlicher Umwelteinwirkungen vorzubeugen (§ 1, Abs. 1 BImSchG
[5]).“ Bei Anträgen für bis zu 19 WEA ist nach § 19 BImSchG das vereinfachte
Genehmigungsverfahren ohne Öffentlichkeitsbeteiligung vorgesehen, sofern keine
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) durchgeführt werden muss. Jedoch kann der
Antragsteller sich freiwillig für ein förmliches Genehmigungsverfahren mit Öffent-
lichkeitsbeteiligung entscheiden, obwohl dies gesetzlich nicht gefordert wird. Ein
förmliches Verfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung ist für Anträge ab 20 Anlagen
verpflichtend, ebenso wie die UVP. Grundlage der UVP ist ein Umweltbericht, in dem
die Auswirkungen auf die Landschaft detailliert behandelt werden. Sowohl für das
Genehmigungsverfahren, als auch für die UVP müssen verschiedene Gutachten erstellt
werden, welche die Unbedenklichkeit der Anlagen nachweisen müssen. Dafür sind z.B.
folgende Gutachten nötig: das avifaunistische Gutachten, das Schallgutachten, das
Schattenwurfgutachten und das Boden- bzw. Baugrundgutachten [1].
Durch die ablaufenden aerodynamischen und mechanischen Prozesse, wie die An- und
Umströmung der Rotorblätter, die Schwingung der Anlagenkomponenten und die Ma-
schinengeräusche wird Schall emittiert. Neben Hörschall wird außerdem Infraschall
erzeugt. Bei Infraschall handelt es sich um tieffrequente Töne zwischen 1 und 20 Hz,
die meist unterhalb des menschlichen Hörbereichs liegen [6]. Die einzuhaltenden Grenz-
werte werden laut BImSchG in der Technischen Anleitung zum Schutz vor Schall und
Lärm (TA Lärm) festgehalten. Bei der Erstellung des Gutachtens für Schallimmission
wird überprüft, ob diese Grenzwerte eingehalten werden. Die Maximalwerte für die
Schallemissionen bei Tag und Nacht sind in Tabelle 1 dargestellt1 [8].





Reine Wohngebiete 50 35
Allgemeine Wohngebiete 55 40
Mischgebiete / Dörfer 60 45
Gewerbegebiete 65 50
Industriegebiete 70 70
1Die Bewertung des Schalldruckpegel erfolgt mit Hilfe eines angesetzten Bewertungsfilter. Die sog.
A-Bewertung, angegeben als dB(A), entspricht dabei einer Kurve gleichen Lautstärkepegels von ca.
20 bis 40 Phon [7].
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2.2 Bestandteile und Technik von Windenergieanlagen
WEA erzeugten im Jahr 2017 in Deutschland circa 107 TWh Strom, was eine Steige-
rung um über 30 % gegenüber dem Vorjahr bedeutet. So lag der Anteil des erzeug-
ten Stroms aus erneuerbaren Energien 2017 insgesamt bei 33 %, wobei davon 16 %
durch Windenergie erzeugt wurden. 2017 waren 30.457 Anlagen onshore und offshore
installiert [3]. Durch die Drehbewegung der Rotorblätter wird die kinetische Energie
des Windes erst in mechanische Energie und anschließend in elektrische Energie um-
gewandelt. Bei der Energieumwandlung kann aus physikalischer Sicht maximal ein
Wirkungsgrad 59,3 % erreicht werden, wobei heutzutage die Wirkungsgrade zwischen
45 und 50 % liegen. Physikalische Grundlage für die Wirkungsgradberechnung ist das
Betz’sche Gesetz: Albert Betz rechnete für ein idealisiertes Windrad die optimal er-
reichbare Leistungsumsetzung aus. Sein Ergebnis: Eine optimale Leistungsentnahme
erfolgt dann, wenn die Windgeschwindigkeit nach der Rotorebene 1/3 der Geschwin-
digkeit von vor der Rotorebene beträgt. Bei diesem Verhältnis ist der Leistungsbeiwert
cp gleich 16/27 = 0,59 [9].
Abbildung 1: Aufbau einer Windenergieanlage [10]
Wie in Abbildung 1 dargestellt, besteht eine WEA aus einem Rotor mit Nabe und drei
Rotorblättern, sowie einer Maschinengondel, welche den Generator und ggf. das Getrie-
be beinhaltet. Die Gondel ist drehbar auf dem Turm gelagert, welcher durch das Funda-
ment fest im Boden verankert ist. Weiterhin befinden sich entweder in der Gondel oder
im Turmfuß der Umrichter und der Transformator. Der Umrichter passt die Frequenz
des Generators an die des Stromnetzes an. Der Transformator wandelt entsprechend die
Spannung um [1]. Die Größe der Anlagen ist variabel und wird je nach Standort ausge-
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wählt, wobei es Modelle mit einem Rotordurchmesser zwischen 80 und 150 Metern gibt
[11]. 2017 lag die durchschnittliche Leistung bei 2,98 MW bei einem Rotordurchmesser
von 113 Metern und einer Nabenhöhe von 128 Metern [3]. Je nach Standortqualität
kann eine WEA jährlich zwischen 7 und 10 Mio. kWh Strom produzieren, was in etwa
dem Jahresverbrauch von 2.000 bis 3.000 Vierpersonenhaushalten entspricht [11]. Bei
der Erstellung der Ökobilanz oder auch Lebenszyklen-Analyse (bzw. LCA für Life Cycle
Assessment) werden alle Faktoren betrachtet, welche sich durch Herstellung, Nutzung
und Entsorgung auf die Umwelt auswirken. Der Bundesverband Windenergie (BWE)
hat eine Ökobilanz für eine 2016 durchschnittlich installierte onshore WEA erstellt,
wonach der Primärenergieverbrauch bei einer Lebensdauer von 20 Jahren circa 2 bis 3
% der Nettoenergieerzeugung beträgt. Die energetische Amortisationszeit bemisst sich
auf circa 5 bis 12 Monate. Eine 2016 neu installierte WEA erzeugte so circa 30 bis 40
% mehr Strom, als für die Herstellung derselben benötigt wurde. Wird die WEA nach
20 Jahren weiter betrieben, kann sie sogar bis zu 50 % mehr Energie erzeugen. Die be-
rechneten Treibhausgasemissionen liegen für eine WEA zwischen 7 bis 10 g CO2/kWh
[12]. Zum Vergleich wurden 2016 für die Erzeugung von einer Kilowattstunde Strom
durch den gegenwärtigen Strommix 523 g CO2/kWh emittiert [13].
2.3 Ablauf Projektplanung Windenergie
Für ein Projektentwicklungsunternehmen gibt es prinzipiell zwei Herangehensweisen,
Flächen zu identifizieren und ein Projekt zu beginnen. Zum einen können anhand
einer eigenen Weißflächenkartierung mögliche Potenzialflächen oder WEG antizipiert
werden und so Verdachtsflächen gepachtet werden. Die entsprechenden Gebiete können
der jeweiligen Planungsgemeinschaft für den künftigen Regionalplan vorgeschlagen
werden, sodass diese Gebiete in die Planung der Regionalgemeinschaft mit einfließen.
Dieses Vorgehen ist risikobehaftet, da nicht mit Sicherheit gesagt werden kann,
ob die entsprechenden Gebiete in den Regionalplan einfließen. Zum anderen kann
das Planungsunternehmen, die in Entwürfen oder Beschlüssen veröffentlichte WEG
untersuchen und dort die entsprechenden Flächen pachten. Hierbei herrscht meist eine
große Konkurrenzsituation vor, da andere Projektentwicklungsunternehmen ebenfalls
die ausgewiesenen WEG untersuchen. Dies kann dazu führen, dass zehn oder mehr
Unternehmen in einem Gebiet Flächen sichern wollen (Vgl. Kapitel 3.1.3). Auf die
Flächenidentifikation folgt die Flächensicherung bzw. die Akquise, da der Bau einer
WEA nur mit Zustimmung der Flächeneigentümer erfolgen kann. Hierzu werden
die relevanten Daten (Name, Adresse, Flurstücke, Größe etc.) der Eigentümer*innen
bzw. der Flächen zuerst beim entsprechenden Liegenschaftskatasteramt angefragt. Die
Akquise ist typischerweise im ersten Schritt durch die telefonische Kontaktierung bzw.
das Versenden von unverbindlichen Informationsschreiben bestimmt. Ist das Interesse
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geweckt, wird ein exemplarischer Grundstücksnutzungsvertrag zur Pachtung der
Fläche versendet, der häufig erste Fragen zur rechtlichen Absicherung, wie Betriebs-
laufzeit, die Zusammensetzung des Nutzungsentgelts, den Rückbau der Anlage oder
die Eintragung der persönlichen Dienstbarkeit, klärt. Weiterhin wird meist zeitnah ein
Termin bei der*dem Eigentümer*in vor Ort vereinbart, um Vertrauen aufzubauen, das
Projekt umfänglicher vorzustellen, Fragen zu klären und ggf. Vertragsänderung aufzu-
nehmen. Ist die*der Eigentümer*in mit dem Nutzungsvertrag einverstanden, kommt
es zum Vertragsabschluss, wodurch dem Planungsunternehmen je nach Gebiet eine
Planungslaufzeit von bis zu zehn Jahren und eine Betriebszeit von bis zu 30 Jahren ge-
währt wird. Wenn das Projekt erfolgversprechend aussieht, wird außerdem der Kontakt
zu den Gemeinden und der Regionalplanung gesucht, um sich mit diesen abzustimmen.
Sind genügend zusammenhängende Flächen gesichert worden, beginnt die eigentliche
Planung des Windparks. So erfolgt die genauere Feststellung welche und wie viele
WEA auf den gesicherten Flächen umgesetzt werden können. Überdies beauftragen
Projektentwicklungsunternehmen die für die Genehmigung notwendigen Gutachten.
Weiterhin werden Wirtschaftlichkeitsberechnungen durchgeführt und es wird Kontakt
zu WEA-Herstellern aufgenommen, sodass im weiteren Projektverlauf das Windpar-
klayout und die Anlagentypen optimiert und angepasst werden. Schließlich wird das
Genehmigungsverfahren eingeleitet und bei positivem Bescheid eine Baugenehmigung
durch das entsprechende Genehmigungsamt erteilt. Anschließend wird ein Finanz-
zeitplan erstellt und es werden Absprachen mit den Investoren getroffen. Danach
erfolgt die Bauphase, die Inbetriebnahme und schließlich der Betrieb der WEA.
Durchschnittlich dauert der gesamte Planungszeitraum von der Erstakquise bis zur
Fertigstellung und Inbetriebnahme der WEA circa fünf bis sieben Jahre. Faktoren, die
die Projektlaufzeit wesentlich beeinflussen, sind z.B. die gesellschaftliche Akzeptanz,




In der Diskussion um den Ausbau von WEA werden von verschiedenen Beteiligten
immer wieder unterschiedliche Gesichtspunkte benannt, die argumentativ die Planung
und Realisierung von Windparks verhindern oder verzögern. Die Diskussion um die De-
fizite der Windenergie wird teilweise von Anwohner*innen, Flächeneigentümer*innen
oder Lokalpolitiker*innen sehr emotional geführt, sodass ein sachlicher und konstruk-
tiver Diskurs erschwert wird. Daher werden im Folgenden die zentralen Argumente
erläutert, um eine Grundlage für eine sachliche Diskussion zu ermöglichen. Des Wei-
teren werden wissenschaftliche Studien aufgeführt, die diese Defizite analysiert haben
und dahingehend Erkenntnisse gewonnen haben. Im zweiten Teil wird dann auf ver-
schiedene Lösungsansätze und praktische Maßnahmen eingegangen, die die Akzeptanz
von WEA steigern können.
3.1 Defizite der Windenergie
3.1.1 Aus Sicht der Gesundheit
Die Auswirkungen von WEA auf die Gesundheit der Anwohner*innen ist ein viel
diskutiertes Thema. Dabei wird vor allem die Wirkung und Emission von Infraschall
genannt. Weiterhin spielen die optische Beeinträchtigung durch Lichtreflektion des
Rotors, der Schattenwurf sowie die Hinderniskennzeichnung der Anlagen (auch
Befeuerung genannt) eine Rolle. Vereinzelt wird behauptet, dass Infraschall und somit
die WEA krebserregend seien, doch dafür gibt es keine wissenschaftlichen Belege.
Daher wird dieser Punkt nicht weiter erläutert.
Bei der Untersuchung der Wirkung von Infraschall auf den Menschen wurde herausge-
funden, dass sowohl eine kontinuierliche Langzeitexposition, sowie eine intensive Kurz-
zeitexposition gesundheitliche Schäden hervorrufen können. Weiterhin scheint Infra-
schall eine ermüdende oder konzentrationsmindernde Wirkung zu haben und sich auf
die Leistungsfähigkeit auszuwirken [6]. Da WEA Schall und Infraschall emittieren, be-
fürchten Anwohner*innen, dass genau diese gesundheitlichen Beeinträchtigungen ein-
treten, sofern die Anlagen in der unmittelbaren Wohnumgebung stehen. Wie bereits in
Kapitel 2.1 beschrieben, werden WEA bei ihrer Genehmigung durch die Grenzwerte
von der TA Lärm auf die Emission von Schall untersucht. Für die Genehmigung eines
Windparks müssen die Grenzwerte unterschritten werden, was in Simulationen über-
prüft wird [1]. Weiterhin gibt es wissenschaftliche Messungen bzw. Studien, die die
Emission von Schall bei WEA untersucht haben. So z.B. die Landesanstalt für Um-
welt, Messungen und Naturschutz Baden-Württemberg (LUBW) [14], welche von 2013
bis 2015 WEA und andere Quellen, wie Straßenverkehr und Küchengeräte, hinsicht-
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lich ihrer Infraschallemission untersucht haben. Die LUBW kommt in ihrem Bericht zu
dem Ergebnis, dass „[der] Infraschallpegel [. . . ] in der Umgebung von Windkraftanla-
gen auch im Nahbereich deutlich unterhalb der menschlichen Wahrnehmungsschwelle
[. . . ] [liegt] [14].“ Weiterhin werde der Infraschall im Wesentlichen vom Wind und nicht
von den Anlagen erzeugt. Durch die Abstandsregelungen zur Wohnbebauung seien au-
ßerdem keine relevanten Einwirkungen auf den Menschen zu erwarten, da die Erschüt-
terungen bereits in 300 Meter Entfernung zur Anlage sehr gering waren. So kommt die
LUBW zu dem Fazit, dass aufgrund seiner verschiedenen natürlichen und technischen
Quellen, Infraschall ein alltäglicher Bestandteil unserer Umwelt ist und WEA keinen
wesentlichen Beitrag hierzu leisten. Werden die rechtlichen Vorgaben bei der Planung
der Anlagen eingehalten, sind keine schädlichen Umwelteinwirkungen durch Geräusche
zu erwarten [14]. Dass Infraschall ein alltäglicher Bestandteil ist, wird in den Abbil-
dungen 2 und 3 deutlich. Abbildung 2 zeigt die spektrale Verteilung von Infraschall im
Vergleich von einer WEA mit einem PKW. In Abbildung 3 wird der Schalldruckpegel
einer WEA mit alltäglichen Schallemissionsquellen verglichen. In der Diskussion um
Infraschall und die Wahrnehmbarkeit desselben, darf nicht außer Acht gelassen wer-
den, dass jeder Mensch eine individuelle Wahrnehmungsschwelle hat und es durchaus
empfindlichere und weniger empfindliche Menschen gegenüber Infraschall gibt. Allge-
mein gilt, dass mit zunehmender Tiefe eines Tons die Wahrnehmbarkeit für Menschen
sinkt. Entsprechend muss der Schalldruckpegel (Lautstärke) ansteigen, damit tiefe Tö-
ne vom Menschen wahrgenommen werden können [6]. Abgesehen von der Wirkung des
Infraschalls auf den Menschen stellt außerdem die Angst vor den Auswirkungen von
Infraschall einen nicht zu unterschätzenden Stressfaktor für Anwohner*innen dar [15].
Abbildung 2: Emission einer WEA im Vergleich mit anderen Schallquellen [16]
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Abbildung 3: Vergleich des Schalldruckpegels alltäglicher Schallquellen [17]
Zu weiteren Defiziten aus gesundheitlicher Sicht zählen die optischen Beeinträchtigun-
gen, zu denen die Lichtreflektion des Rotors („Disco-Effekt“), der periodisch wieder-
kehrende Schattenwurf und die Befeuerung der Anlagen zählen. Ab einer Gesamthöhe
von 100 Metern müssen WEA aus Gründen der Flugsicherheit mit einer Hinderniskenn-
zeichnung ausgestattet sein. Aus der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Kennzeich-
nung von Luftfahrthindernissen [18] ergibt sich Art und Umfang der Tages- und Nacht-
kennzeichnung; bei Tag ist die Kennzeichnung als weißes, nachts als rotes Blinklicht
vorgesehen. Bei einer Gesamthöhe unter 150 Metern kann die Befeuerung am Tag durch
rote Kennzeichnungen an den Rotorblättern vorgenommen werden. Das rote Blinken
der Anlagen wird von Anwohner*innen vor allem in der Nacht als störend empfunden.
Auf den Lösungsansatz für dieses Problem wird in Kapitel 3.2.3 eingegangen. Glei-
ches gilt für die Lichtreflektion des Rotors: durch Änderung der Rotorbeschichtung
zu weniger glänzenden Oberflächen ist dies heute kaum noch eine real existierende
Belastung, wird dennoch in der Diskussion genannt, was sicherlich an Vorurteilen ge-
genüber WEA liegt. Weiterhin wird der Schattenwurf von WEA thematisiert, da dieser
zu einem erheblichen Gefühl der Belästigung führen kann. Die belästigende Wirkung
wurde wiederholt durch Gerichtsurteile in den 1990er Jahren bestätigt, bei denen An-
wohner*innen Entschädigungsansprüche geltend machen konnten [19]. Um die Auswir-
kung näher zu untersuchen, wurde eine Studie in Auftrag gegeben, die die Belästigung
durch periodischen Schattenwurf von Windenergieanlagen untersuchen sollte [20]. Der
Studie zufolge kann der Schattenwurf von WEA zu einer erheblichen Beeinträchtigung
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der Lebensqualität führen, sofern Menschen ihm mehr als 15 Stunden pro Jahr aus-
gesetzt sind. Daraufhin hat der Länderausschuss für Immissionsschutz die „Hinweise
zur Ermittlung und Beurteilung optischer Immissionen von Windenergieanlagen“ ver-
abschiedet [21]. Demnach darf eine Beschattungsdauer von 30 h/a bzw. 30 min/d nicht
überschritten werden. Zur Bestimmung des Beschattungsmaßes wird eine rein astrono-
mische Berechnungsformel angesetzt, welche von einem „Worst-Case-Szenario“ ausgeht:
maximale Sonnenscheindauer bei permanentem Betrieb der WEA, während die Rotor-
scheibe der WEA parallel zwischen Sonne und Immissionsort steht. Das berechnete
Ergebnis, die astronomisch maximal mögliche Beschattungsdauer, dient als Richtwert
um im Jahresmittel die tatsächliche Beschattung auf max. 8 h/a zu begrenzen [1].
3.1.2 Aus Sicht des Natur- und Artenschutzes
Windenergie leistet einen positiven Beitrag zum Klimaschutz, da so die Nutzung
fossiler Brennstoffe reduziert wird, dennoch können Anforderungen des Natur- und
Artenschutzes dem Betrieb eines Windparks entgegenstehen. Hier wird besonders das
Risiko des Vogelschlags, sprich die Kollision von Vögeln mit WEA, betont. Dabei
stehen gefährdete Arten, wie der Rotmilan, der Seeadler und verschiedene Fleder-
mausarten im Mittelpunkt. Grundsätzlich ist erwiesen, dass WEA zum Vogelsterben
beitragen, allerdings bleibt das Ausmaß des Vogelschlags strittig. Bei der Standortwahl
für WEA werden strenggeschützte Naturschutzgebiete und bedeutende Vogelbrut- und
-rastgebiete grundsätzlich nicht in Erwägung gezogen. Im Umkehrschluss bedeutet
das, dass die ausgewiesenen Flächen bereits landwirtschaftlich oder forstwirtschaftlich
genutzt werden. Im Zuge des Genehmigungsverfahren werden die Auswirkungen auf
die Lebensräume und Durchzugsgebiete von Vogel- und Fledermausarten durch die
naturschutzrechtliche Prüfung beurteilt. Findet sich z.B. ein Horst in unmittelbarer
Nähe müssen je nach Vogelart Mindestabstände eingehalten werden [1]. Weiterhin ist
durch das Verursacherprinzip festgelegt, dass bei unvermeidbaren Beeinträchtigungen
der Natur Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen umgesetzt werden (Vgl. § 15, Abs. 2,
Satz 1 BNatSchG [22]). Beispiele hierfür sind das Schaffen neuer Biotope für Kraniche,
in dem Trockenflächen wieder in feuchte Wiesen verwandelt oder Nistplätze geschaffen
werden. Oder die Umsetzung von ökologischen Projekten, wie das anlegen von Blüh-
und Streuobstwiesen, damit verschiedene Vogelarten neue Rast- und Nahrungsplätze
finden. Weitere erfolgreiche Praxisbeispiele finden sich hier [23].
In der sehr umfassenden PROGRESS-Studie [24] im Auftrag des Bundesministeriums
für Umwelt (BMU) von 2011 bis 2015 wurden beispielsweise während des Untersu-
chungszeitraums 291 getötete Vögel gefunden, die 57 Arten zugehörig waren. Dabei
waren die fünf am häufigsten vertretenen Vogelarten die Ringeltaube, die Stockente,
der Mäusebussard, die Lachmöwe und der Star. Die Studie zeichnet sich dadurch aus,
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dass erstmals eine großmaßstäbliche Untersuchung der Kollisionsraten an WEA durch
Vögel bei gleichzeitiger Erfassung der Flugaktivität durch Sichtbeobachtungen durch-
geführt wurde. Das Ergebnis der Studie ist, dass für den größten Teil der Vogelarten
eine Entwarnung ausgesprochen werden kann, da durch einen „sehr umfangreichen
Ausbau der Windenergienutzung keine Bestandsgefährdung durch Kollisionen zu
erwarten ist [24].“ Besonders in Hinblick auf den Rotmilan kommt die Studie zu dem
Ergebnis, dass Kollisionen an WEA ein eher seltenes Ereignis sind, da im Laufe der
dreijährigen Studie nicht genügend Kollisionsopfer gefunden wurden, um fundierte
Hochrechnungen zu erstellen. Daher wird empfohlen weitere Populationsstudien
besonders in Hinblick auf Mäusebussard, Rotmilan und andere gefährdete Arten
durchzuführen. Eine 2013 abgeschlossene Studie unter anderem durchgeführt vom
Naturschutzbunde Deutschland e.V. (NABU) [25] untersuchte die Probleme und
Lösungsansätze beim Zusammenspiel von Greifvögeln und WEA. In Bezug auf den
Rotmilan wurde festgestellt, dass dieser einen Windpark bei der Nahrungssuche nicht
meidet. Eine Senkung der Kollisionsrate kann demnach nur durch entsprechend hohe
Abstandsregelungen zwischen WEA und Rotmilan-Horst erfolgen, da die höchste
Flugaktivität im Umkreis des Horstes stattfindet; es werden 1.250 Meter als Abstand
empfohlen. Seeadler weisen ebenfalls kein Meideverhalten von WEA/Windparks auf
und haben aufgrund ihrer Größe eine höhere Kollisionswahrscheinlichkeit. Es wird
empfohlen, dass im Umkreis von 6 km um den geplanten Park die Flugbewegungen
der Vögel und bekannte Horste untersucht werden. Weitergehend wurden andere
Greifvögel untersucht und Handlungsempfehlungen ausgesprochen. Im Licht der
PROGRESS-Studie wirken die letztgenannte und andere, ältere Studien weniger
glaubwürdig, da sie von viel höheren Kollisionsraten ausgehen. Ursache dafür ist,
dass die Funde von Kollisionsopfern häufig keine zuverlässige Hochrechnung über
die jährlichen Verluste einzelner Arten zulassen. Trotz der Vielzahl an Studien zur
Kollision von Vogel- und Fledermausarten an WEA, gibt es nur wenige systematische
Untersuchungen, in denen eine Quantifizierung des Ausmaßes möglich wurde [26].
So sind die Wissenschaftlichkeit und Gründlichkeit einiger Studien anzuzweifeln,
in welchen das Potenzial von Kollisionen als sehr drastisch dargestellt wird. Der
BWE fasst in seinem Hintergrundpapier [27] weitere Studien zu Vogel- und Fleder-
mauskollisionen zusammen. So z.B. das Forschungsprojekt RENEBAT I, welches
die Auswirkungen von WEA auf Fledermauspopulationen untersucht hat und nach
welchem besonders hochfliegende Arten betroffen sind. In Folgeprojekten (RENEBAT
II und III) wurde untersucht, wie die Zahl der Kollisionen deutlich reduziert werden
kann. Entsprechend „sind in Abhängigkeit der Windgeschwindigkeit sowie Nacht-
und Jahreszeit differenzierte [Abschaltzeiten der WEA] erforderlich [27].“ Der BWE
kommt zu dem Schluss: „Bei jedem Windenergieprojekt werden die hohen fachlichen
Standards zur Berücksichtigung des Artenschutzes erfüllt.“ Und weiter: „Pauschalab-
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stände können den komplexen naturräumlichen Verhältnissen und Anforderungen in
realen Landschaften nicht gerecht werden [27].“
Zunehmend rücken Waldflächen in den Fokus der Windenergieplanung. Besonders
in waldreichen Bundesländern findet die Planung immer öfter in Waldstandorten
statt. Dagegen werden Wälder in waldärmeren Bundesländern als Ausschlussge-
biet gekennzeichnet und stehen nicht zur Verfügung. Ob auf forstwirtschaftlichen
Nutzflächen WEA geplant und gebaut werden dürfen, legt die Regionalplanung
im Regionalplan fest [28]. Bei der Planung von WEA im Forst müssen zusätzlich
zu den naturschutzfachlichen Belangen wie in offenen Landschaften auch § 9 des
Bundeswaldgesetz (BWaldG) in Verbindung mit dem Forstrecht des jeweiligen
Bundeslandes berücksichtigt werden. Auch bei Wind im Forst werden für die Eingriffe
Ausgleichsmaßnahmen wie Ersatzaufforstungen, Anbringung von Brutkästen und
andere Waldumbaumaßnahmen durchgeführt [29].
Abgesehen von Bedenken, die direkt den Natur- und Artenschutz betreffen, ist immer
wieder zu hören, dass WEA das Landschaftsbild beeinträchtigen. So ist von „Verschan-
delung“ und „Verspargelung“ die Rede, die Landschaft würde ihrer „Ursprünglichkeit
beraubt werden“. Weiterhin wird das Argument angebracht, dass die WEA durch ihre
Höhe das Landschaftsbild besonders in Regionen mit bedeutsamen Kulturdenkmälern
stören. Natürlich hat jeder Mensch ein eigenes ästhetisches Empfinden und kann WEA
als schön, störend oder zielführend einordnen, dabei sollte nicht außer Acht gelassen
werden, dass das Landschaftsbild in der Bundesrepublik bereits durch Stromtrassen,
Siedlungs- und Verkehrflächen und landwirtschaftlich genutzte Flächen geprägt wird.
Durch die Dezentraliserung der Energieerzeugung sindWEA und Photovoltaik-Anlagen
zunehmend in die Lebensrealität der Menschen gerückt. Weiterhin wird argumentiert,
dass der Ausbau von Windenergie die landwirtschaftliche Nutzung einschränken wür-
de. Der Flächenbedarf einer WEA beträgt bis zu 0,5 Hektar [30] und ist somit sehr
gering, sodass das umliegende Land fast uneingeschränkt weiter landwirtschaftlich ge-
nutzt werden kann. Außerdem können bereits bestehende Wege verwendet werden,
bzw. wenn neue Wege angelegt werden, können diese von der regionalen Agrargenos-
senschaft genutzt werden. Die Nutzung bereits vorhandener Wege gilt ebenfalls für den
Bau von WEA im Forst. Des Weiteren gibt es die Möglichkeit in den Nutzungsvertrag
aufzunehmen, dass während der Bauphase der WEA Ausgleichszahlungen an die be-
treffende Agrargenossenschaft getätigt werden. So wird sichergestellt, dass durch die
fehlende Bewirtschaftung die Agrargenossenschaft dennoch keinen Verlust hat. Wei-
terhin sind oft nur Mindestanforderungen, z.B. an die Fundamententfernung oder die
Aufforstung von Waldgebieten in den Nutzungsverträgen festgehalten. Hier besteht die
Möglichkeit, eine vollständige Fundamententfernung oder die vollständige Aufforstung
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von benutzten Flächen nach dem Rückbau festzuhalten.
3.1.3 Aus Sicht der gesellschaftlichen Akzeptanz
Wie bereits beschrieben, steht und fällt jedes Windparkvorhaben mit der Akzeptanz
der Flächeneigentümer*innen, die Flächen in einem ausgewiesenen WEG besitzen.
Argumentativ werden dabei vor allem Defizite aus Sicht der Gesundheit und des
Natur- und Artenschutzes vorgebracht. Im Folgenden wird auf weitere Argumente ein-
gegangen, die in Gesprächen mit Flächeneigentümer*innen benannt wurden. Manche
der Defizite ergeben sich aus Vorerfahrungen in anderen Windenergieprojekten bzw.
mit anderen Projektierungsunternehmen. Andere Problematiken spielen vor allem
dann eine Rolle, wenn die Flächeneigentümer*innen das erste Mal mit der Thematik
konfrontiert werden.
Einige Vorbehalte und Unsicherheiten bestehen häufig dann, wenn Flächeneigentü-
mer*innen den Grundstücksnutzungsvertrag zur Pachtung der Fläche(n) noch nicht
gelesen haben. So kann die Befürchtung bestehen, dass die rechtlichen Rahmenbedin-
gungen im Vertrag zu Ungunsten des*der Flächeneigentümers*in gestaltet werden.
Konkret besteht die Sorge, dass das Projektentwicklungsunternehmen oder der
Betreiber im Falle einer Insolvenz nicht für die Rückbaukosten der Anlage aufkommen
werde, sondern dass diese auf die Grundstückseigentümer*innen zurückfallen. Gemäß
§ 35 Abs. 5 Satz 2 BauGB [4] muss die Baugenehmigungsbehörde die Einhaltung
der Rückbaupflicht durch ein geeignetes Mittel sicherstellen. Daher muss der Antrag-
steller eine Verpflichtungserklärung zum Rückbau der Anlagen samt Beseitigung von
Bodenversiegelungen abgeben. Beispielweise beinhaltet der Pachtvertrag zwischen
Projektentwicklungsunternehmen und Flächeneigentümer*in eine feste Rückbausum-
me, die das Planungsunternehmen bzw. der Betreiber bei Erhalt der Baugenehmigung
in der zuständigen Bauaufsichtsbehörde hinterlegen muss. Weiterhin ist in den Ge-
stattungsverträgen festgehalten, dass im Falle einer Insolvenz die kreditfinanzierende
Bank den Betrieb der Anlagen, sowie die Auszahlung der Pachten übernimmt, bis
ein neuer Betreiber gefunden wurde. Unsicherheiten bezüglich einer Insolvenz des
Betreibers oder der ausreichenden rechtlichen Absicherung lassen sich meist in aus-
führlichen Gesprächen klären. Außerdem empfiehlt es sich, die Vertragsbedingungen
mit einer*einem Anwalt*in zu besprechen. Hier gibt es die Möglichkeit, dass das
Projektentwicklungsunternehmen die entstehenden Anwaltskosten übernimmt. Ein
weiterer Punkt, der Bedenken auslöst, sind die langen Laufzeiten der Verträge. So
werden vor allem Menschen im Rentenalter davon abgeschreckt, einen Vertrag zu
unterzeichnen, den sie im Todesfall vollumfänglich an ihre Erben weitergeben. Gleiches
gilt für die Eintragung der persönlichen Dienstbarkeit ins Grundbuch. Sowohl die
Laufzeiten von bis zu 30 Jahren, sowie die persönliche Dienstbarkeit sind für den Bau
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einer WEA unabdingbar.
Überdies ist die Wertminderung von Immobilien und Grundstückspreisen in unmit-
telbarer Nähe zum (geplanten) Windpark ein Thema, welches viele Anwohner*innen
beschäftigt. Der negative Einfluss von WEA auf die umliegenden Immobilienpreise
ist schwer nachweisbar, da dieser von einer Reihe von Faktoren beeinflusst wird.
Im Einzelfall hängt eine Veränderung des Immobilien- oder Grundstückpreises von
verschiedenen Faktoren des Immobilienmarktes, der räumlichen Lage und sozio-
ökonomischen Rahmenbedingungen ab. So gibt es kaum aussagekräftige Studien, die
eine Korrelation zwischen Entwertung von Grundstückspreisen und dem Betrieb von
WEA herstellen können. Teilweise ist eher ein anderer Effekt sichtbar: ein temporärer
Preisrückgang kann beobachtet werden, wenn sich während der Planungsphase Wi-
derstand vor Ort bildet und die Protestgruppe vor einem Wertverlust der Immobilien
warnen. Dadurch werden teilweise potenzielle Käufer*innen abgeschreckt. Jedoch
stabilisiert sich der Preis wieder, wenn die Anlagen in Betrieb sind und von den
Betroffenen akzeptiert werden [31], [32].
Bei negativen Vorerfahrungen in anderen Windenenergieprojekten beklagen die Grund-
stückseigentümer*innen häufig, dass sie sich in Bezug auf den Projektablauf ungenü-
gend informiert und beteiligt fühlen. Nach der Vertragsunterschrift scheint der Infor-
mationsprozess in einigen Firmen zum Erliegen zu kommen, sodass Eigentümer*innen
oft monate- oder jahrelang keinen Kontakt mehr mit dem Projektentwicklungsunter-
nehmen haben. Teilweise scheint den Eigentümer*innen völlig unklar zu sein, ob das
Projekt überhaupt noch bearbeitet wird und falls ja, wie der Planungsstand ist. Weiter-
hin beklagen einige Eigentümer*innen, dass die Projektierungsunternehmen zu wenig
auf individuelle Wünsche eingegangen sind und Druck ausgeübt wurde, damit es zum
schnellen Vertragsabschluss kommt. Dies führt zu Unzufriedenheit mit dem Planungs-
unternehmen und kann sich in Folgeprojekten auf Windenenergie im Allgemeinen oder
auf andere Unternehmen auswirken. Eigentümer*innen erzählen, dass sie in manchen
Gebieten von fünf bis zehn unterschiedlichen Firmen kontaktiert werden, sei es auf per-
sönlichem, telefonischem oder postalischemWeg. Dies führt dazu, dass sie sich belästigt
oder bedrängt fühlen und so ein ablehnendes Verhalten entwickeln. Diese Aspekte im
Zusammenspiel mit den genannten gesundheitlichen und naturschutzrechtlichen Be-
denken führen dazu, dass sich die Mehrzahl der Einwohner*innen einer Gemeinde,
inklusive der Vertreter*innen, öffentlich gegen Windenergie aussprechen und eine BI
gründen. Dann kann es dazu kommen, dass die wenigen, die sich für Windenergie aus-
sprechen, sozial geächtet werden und regelrechte Feindschaften zwischen den gegensätz-
lichen Lagern entstehen. So werden Nachbar*innen nicht mehr gegrüßt oder gegenüber
Mitarbeitenden von Projektierungsunternehmen werden Hausverbote ausgesprochen.
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3.2 Bewältigung der Defizite
3.2.1 Teilhabe und Beteiligung lokal Beteiligter
Die Teilhabe der lokalen Bevölkerung, sowie Transparenz und Einbeziehung der
verschiedenen Interessengruppen sind maßgebliche Faktoren, welche die Akzeptanz für
ein Windenergieprojekt steigern können. Teilweise sind die in Kapitel 3.2.2 genannten
staatlichen Regulierungsmaßnahmen maßgebend für Fragen der (finanziellen) Teilhabe
und der Verteilungsgerechtigkeit. Daher werden im Folgenden vor allem generelle
Möglichkeiten genannt, die zur finanziellen Teilhabe an der generierten Wertschöpfung
und der Beteiligung der Öffentlichkeit am Planungsprozess beitragen. Die (finanzielle)
Teilhabe der lokalen Bevölkerung kann durch aktive Teilhabe — z.B. Gründung eines
Bürgerwindparks als GmbH & Co. KG — oder passive Teilhabe — Flächenpacht —
umgesetzt werden. Öffentlichkeitsbeteiligung findet durch formelle oder informelle
Verfahren statt.
Wird ein Projekt durch eine Projektierungsunternehmen durchgeführt, ist die finan-
zielle Teilhabe rechtlich durch den Nutzungsvertrag abgesichert. In diesem wird den
Flächeneigentümer*innen ein jährlich prozentualer Pachterlös in Aussicht gestellt.
Die Pacht bemisst sich auf Grundlage des erzeugten Stroms, sowie der erhaltenen
Vergütung für die Vermarktung desselben und beträgt zwischen fünf und zehn Prozent
des erwirtschafteten Ertrags. Um die Pacht in windschwachen Jahren nach unten
abzusichern, wird eine Mindestpachtsumme garantiert, die zwischen 30.000 e und
50.000 e liegt. Für windschwache Gebiete ist der Pachterlös geringer, für windstarke
Gebiete entsprechend höher. Aufgrund der langen Vorlaufzeiten gibt es weiterhin die
Möglichkeit ein Bereitstellungsentgelt zu zahlen, welches meist individuell zwischen
Projektentwicklungsunternehmen und Grundstückseigentümer*in verhandelt wird.
Dieses wird ab Vertragsunterschrift einmalig oder jährlich ausgezahlt. Die Höhe der
genannten Beträge hängt maßgeblich von der Relevanz der Fläche(n) im Kontext
des Gesamtprojektes ab und kann nachverhandelt werden, wobei für größere und
zusammenhängende Flächen der Verhandlungsspielraum größer ist, als für kleine
Flurstücke. Zu bedenken ist, dass sich der Pachterlös nur auf die Flächen verteilt,
auf denen letztendlich die Anlagen stehen. Weiterhin werden einmalige Beträge an
jene Flächeneigentümer*innen ausgezahlt, deren Flurstücke durch die Infrastruktur
(Wege, Kabel etc.) benötigt werden. Bei der Größe der Anlagen und den entsprechend
einzuhaltenden Abständen zwischen den Anlagen (häufig anderthalbfacher Rotorab-
stand), bedeutet das, dass nur noch einige wenige Eigentümer*innen in einem WEG
von dem Pachterlös profitieren. Um dem entgegenzuwirken gibt es die Möglichkeit
einen sogenannten Poolvertrag mit mehreren Eigentümer*innen abzuschließen. Dies
bedeutet, dass sich der Pachterlös prozentual anhand der einzelnen Flächengröße
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berechnet und entsprechend verteilt wird, sodass alle Eigentümer*innen die Teil des
Poolflächenvertrages sind, profitieren. Wenn es sich um Schlüsselflächen handelt,
sichert das Planungsunternehmen den Eigentümer*innen oft zu, dass auf diesen
Flächen vorrangig eine WEA geplant wird.
Ein weiterer wichtiger Ansatz, um die Akzeptanz vor Ort zu steigern, ist die enge
Zusammenarbeit von Planungsunternehmen und Gemeinden. Dadurch kann den
Anwohner*innen eine finanzielle Teilhabe ermöglicht, sowie die Beteiligung gestärkt
werden. Die Zusammenarbeit ist je nach Bundesland unterschiedlich stark ausgeprägt,
da diese nicht verpflichtend ist. Besonders in Thüringen wird die Zusammenarbeit
durch das Siegel für faire Windenergie (Vgl. Kapitel 3.2.2) gestärkt. Grundlegend für
die Zusammenarbeit ist, dass das Projektentwicklungsunternehmen auf die Wünsche
und Bedürfnisse der Gemeinde eingeht. Durch ein individuell angepasstes Energie-
und Gemeindekonzept entsteht die Chance, dass nicht nur Flächeneigentümer*innen,
sondern ebenfalls die Gemeinde und Anwohner*innen, sowie die regionale Wirtschaft
von einem Windenergieprojekt profitieren. Ein Energie- und Gemeindekonzept kann
beispielsweise folgende Maßnahmen enthalten: örtliche Vereine, kulturelle Initiativen
oder die freiwillige Feuerwehr können finanziell unterstützt werden, Kindergärten,
Schulen oder Spielplätze können saniert oder errichtet werden. Um die regionale Wirt-
schaft zu stärken, können Aufträge zur Errichtung der Infrastruktur des Windparks an
regionale Firmen vergeben werden. Weiterhin kann geprüft werden, ob die Stromtarife
in Zusammenarbeit mit einem örtlichen Stadtwerk angeboten werden können, um
einen vergünstigten Strompreis garantieren zu können.
Im Gegensatz zu dieser „klassischen“ Projektentwicklung durch eine Projektie-
rungsfirma gibt es zunehmend Möglichkeiten und Beispiele in denen Bürger*innen
und Gemeinden selbst aktiv geworden sind. Bei der aktiven Teilhabe gibt es zwei
verschiedene Möglichkeiten: Zum einen ist die direkte Beteiligung am Eigenkapital
der Projektgesellschaft möglich, sodass Bürger*innen zu Mitunternehmer*innen
werden. Zum anderen können Bürger*innen aktiv das Projekt mitfinanzieren. Die
Entscheidungshoheit im Projekt liegt jedoch beim Projektträger. Hier erfolgt die
Mitfinanzierung meist durch Sparbriefe, Inhaberschuldverschreibung oder Stille
Beteiligung. Anteile an einer Energiegesellschaft zu erwerben, ist bei einer Vielzahl
unternehmerischer Rechtsformen möglich, jedoch haben sich die GmbH & Co. KG oder
die Energiegenossenschaft etabliert. Je nach Rechtsform bestehen für die Beteiligten
unterschiedliche große Partizipationsmöglichkeiten und Mitspracherechte. Vorteilhaft
ist die Gründung einer Bürger*innengenossenschaft, da so die regionale Wirtschaft
gestärkt wird, indem die Wertschöpfung in der Region bleibt. Durch die partizipative
Beteiligung der Bürger*innen erhöht sich die Akzeptanz für Windenergie und es
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werden demokratischere Strukturen geschaffen [33].
Öffentlichkeitsbeteiligung ist, wie in Kapitel 2.3 beschrieben, nur dann verpflichtend,
wenn ein förmlicher Genehmigungsantrag bzw. eine UVP-Pflicht vorliegt. Andernfalls
liegt die öffentliche Beteiligung am Planungsprozess im Ermessen des Projektentwick-
lungsunternehmen. So werden beispielsweise Eigentümer*innenversammlungen (EV)
organisiert, bei denen es sich um Informationsveranstaltungen seitens des Planungs-
unternehmen handelt. Die formelle Beteiligung findet im Flächennutzungsplan- bzw.
Regionalplan-Verfahren statt, wenn die Pläne öffentlich ausgelegt werden und Bürger-
*innen dazu Stellung beziehen. Die Stellungnahmen werden geprüft und der geänderte
Plan nochmals öffentlich ausgelegt. Sind keine großen Bedenken mehr vorhanden, wird
der Flächennutzungsplan bzw. Regionalplan durch die höhere Verwaltungsbehörde ge-
nehmigt. Bei der Beantragung einer Genehmigung nach BImSchG werden ebenfalls die
Antragsunterlagen öffentlich ausgelegt und die eingereichten Stellungnahmen ausge-
wertet. Generell gelten formelle Beteiligungsverfahren jedoch als nicht genügend aus-
reichend, da die Bürger*innenbeteiligung relativ spät im Planungsprozess erfolgt und
die Einflussmöglichkeiten dadurch sehr gering sind [33]. Bei informellen Verfahren wer-
den drei Stufen der Partizipation unterschieden: Information, Dialog und Mitbestim-
mung. Mit der Beteiligung sollte möglich frühzeitig, am besten noch vor Beginn der
Potenzialanalyse begonnen werden. Informationen sollten verständlich und transparent
dargelegt werden. Dialogveranstaltungen sollten auf Augenhöhe mit wertschätzender
Kommunikation geschehen. Von einer frühzeitigen Einbeziehung der lokal Beteiligten
über ein bloßes Informationsangebot hinaus, kann das Projektentwicklungsunterneh-
men in unterschiedlicher Weise profitieren. Beispielsweise lassen sich so Planungsrisiken
frühzeitig erkennen und es können ggf. Verfahrenskosten gesenkt werden. Weiterhin
kann das Wissen der lokal Beteiligten in den Planungsprozess mit einbezogen werden
[34].
3.2.2 Staatliche Regelungsansätze
Um die gesellschaftliche Akzeptanz für ein Windparkvorhaben zu steigern, ist der
transparente Umgang mit Informationen ein wichtiges Mittel. Hierfür gibt es bereits
von einigen Bundesländern erfolgreiche Ansätze. An dieser Stelle soll insbesondere
auf das Siegel faire Windenergie in Thüringen eingegangen werden, welches von
der Servicestelle Windenergie in der Thüringer Energie- und GreenTech-Argentur
(ThEGA) vergeben wird. Andere Angebote der Länder sind z.B. das Bürger- und
Gemeindebeteiligungsgesetz in Mecklenburg-Vorpommern [35], welches das Ziel hat,
die regionale Wertschöpfung zu steigern und die Akzeptanz durch eine Verbesserung
der Verteilungsgerechtigkeit zu erhöhen. Das Gesetz verpflichtet Projektentwicklungs-
unternehmen für neue Windparks eine haftungsbeschränkte Gesellschaft zu gründen,
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um so Bürger*innen und Gemeinden die Möglichkeit zu geben, Anteile zu erwerben.
Alternativ können der Gemeinde Ausgleichsabgaben gezahlt und den Bürger*innen
ein Sparprodukt (z.B. Sparbrief) angeboten werden [36]. Ein weiterer Ansatz aus
Nordrhein-Westfalen ist der EnergieDialog.nrw, welcher sich als Informations- und
Unterstützungsplattform ansieht. Zum einen werden auf der Internetseite fachliche
Informationen zusammengestellt, wissenschaftliche Artikel veröffentlicht und Bür-
ger*innenfragen beantwortet. Zum anderen wird durch das WindPlanung.Navi eine
strukturierte Übersicht über Planungs- und Genehmigungsprozesse und formelle
Beteiligungsprozesse gegeben [37], [38]. In Hessen gibt es seit 2013 das Bürgerforum
Energieland Hessen, welches ebenfalls Unterstützung vor Ort, im Sinne von regionalen
Veranstaltungen, als Mediator in Konfliktsituationen und ein Energie-Coaching für
Kommunen anbietet [39].
Das Siegel faire Windenergie wird an in Thüringen tätige Projektentwicklungsunterneh-
men vergeben, die freiwillig die Leitlinien für faire Windenergie einhalten. Die Leitlinien
fordern z.B. die „Beteiligung aller Interessengruppen im Umfeld eines Windparks“, „ei-
ne[n] transparenten Umgang mit projektrelevanten Informationen“, eine „faire Teilhabe
aller Betroffenen und Anwohner“ und die „Einbeziehung regionaler Energieversorger
und Kreditinstitute [40].“ Das Siegel ist jeweils nur für ein Jahr gültig und muss dann
erneuert werden. Die Servicestelle Windenergie behält sich das Recht vor, das Siegel zu
entziehen, wenn die Leitlinien nicht umgesetzt werden bzw. keine geeigneten Aktivitä-
ten nachgewiesen werden können. Da sich die Servicestelle Windenergie als Ansprech-
partnerin und Dialogpartnerin zwischen allen Beteiligten sieht, bietet sie verschiedene
Services für Kommunen, Unternehmen und Bürger*innen an. In der „Infothek“ finden
sich beispielsweise Antworten auf wichtige Fragen rund um Windenergie, sowie weiter-
führende Informationen rund um Anlagentechnik, Klimaschutz, Genehmigungsverfah-
ren und den Auswirkungen von WEA auf die Umwelt. Weiterhin wird eine wöchent-
lich stattfindende telefonische Bürger*innensprechstunde angeboten, bei der Betroffene
und Interessierte Fragen in Bezug auf Windenergie in Thüringen stellen können. Die
ThEGA berät Kommunen und Gemeinden, damit diese ihre Handlungsmöglichkeiten
kennenlernen und die Energieversorgung vor Ort mitgestalten zu können. Weiterhin
bietet die ThEGA die Organisation von Dialogveranstaltungen an und eine Hilfestel-
lung bei lokalen Konflikten. Durch die Einführung des Siegels für faire Windenergie,
wurde ein informelles Steuerungsinstrument geschaffen, welches auf Freiwilligkeit sei-
tens des Planungsunternehmen beruht. Weiterhin wird den Bürgern die Möglichkeit
gegeben sich zu informieren, sei es über die Auswirkung von Windenergie, worauf bei
Nutzungsverträgen geachtet werden muss oder welche Formen der Bürgerbeteiligung
es gibt [40].
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3.2.3 Technische Weiterentwicklung der Anlagen
Viele Anfangsschwierigkeiten beim Betrieb von WEAs wurden durch die technische
Weiterentwicklung bereits beseitigt, werden aber mitunter immer noch in der Dis-
kussion um WEA angeführt. So wurden früher meist reflektierende Farben genutzt,
die heute durch matte Farben ersetzt wurden, sodass die Lichtreflektionen („Disco-
Effekt“) nahezu nicht mehr auftreten [41]. Weiterhin konnte die Geräuschentwicklung
seit Anfang der 1990er Jahre durch „konsequente konzeptionelle Weiterentwicklung
und konstruktive Detailoptimierung merklich verringert [werden] [42].“ Innovative
Lösungen entwickelt hier beispielsweise Siemens, die eine Low-Noise-Optimierung
durch die Anpassung der Rotorblattspitzen nach dem Vorbild von Eulenfedern
untersuchen. Die Schallreduktion erfolgt hier ohne Verluste beim Energieertrag [43].
Eine weitere Innovation stellen sogenannte Trailing Edge Serrations dar. Dabei handelt
es sich um gezackte Aerodynamik-Applikationen, welche durch ein Klebeverfahren an
den Rotorblättern angebracht und fest mit diesen verbunden werden. Dies ermöglich
ebenfalls eine Schallminderung [44]. Die vor allem als störend empfundene Nachtkenn-
zeichnung der Anlagen kann durch eine bedarfsgerechte Nachtkennzeichnung (BNK)
minimiert werden. Seit 2015 ist die BNK gesetzlich anerkannt und Anlagen können
mit diesem Steuerungssystem ausgestattet werden. Mit der Änderung des EEG ist
zum 1. Juli 2020 die BNK für Bestands- und Neuanlagen verpflichtend [45], da so
die Hindernisskennzeichnung um 90 % reduziert wird [46]. Die Steuerung der BNK
erfolgt durch ein Aktivradar, welcher elektromagnetische Impulse erzeugt, die von
Luftfahrzeugen reflektiert werden. Durch das Echo kann die Flugroute bestimmt und
so im Fall einer kritischen Annäherung des Luftfahrzeugs die Befeuerung einschalten
[47].
Abschließend wird kurz auf den Rückbau bzw. das Recycling von WEA nach der Nut-
zungsphase eingegangen. Werden WEA vor ihrer Ablaufzeit abgebaut und durch größe-
re Anlagen ersetzt, können ganze Anlagen oder nur Anlagenbestandteile verkauft und
so an anderen Standorten weiterhin genutzt werden. Abnehmer*innen sind vor allem
Staaten aus Südosteuropa, der ehemaligen Sowjetunion sowie einige afrikanische Staa-
ten [48]. Ist dies nicht der Fall, wird die Anlage bzw. werden die Anlagenkomponenten
recycelt bzw. verwertet. Derzeit können 80 bis 90 % bezogen auf die Gesamtmasse
der Anlage recycelt werden [30]. WEA bestehen aus bis zu 80 % Stahl, welcher wie
die anderen verwendeten Metallwerkstoffe — Gusseisen, Aluminium, Kupfer –– nach
der Demontage der Anlage in den entsprechenden etablierten Recyclingverfahren wie-
derverwertet werden können. Gleiches gilt für den entstehenden Elektroschrott, der in
Scheideanstalten stofflich getrennt und anschließend wiederverwendet wird. Der Beton
aus dem Fundament und ggf. dem Turm kann zerkleinert als Zuschlagstoff im Straßen-
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bau verwendet werden [9]. Die Rotorblätter bestehen hauptsächlich aus glasfaserver-
stärkten Verbundstoffen (GFK), meistens Epoxidharz mit eingebetteten Glasfasern,
teilweise auch aus kohlenstofffaserverstärkter Kunststoff (CFK). Derzeit werden die
Rotorblätter nach der Demontage zerkleinert und anschließend stofflich und thermisch
verwertet. Je nach Zusammensetzung liegt der Heizwert von Rotorblättern zwischen
18.000 — 25.000 kJ/kg. Das vollstände Recyclingverfahren für GFK bzw. CFK be-
findet sich noch in der Entwicklungsphase, allerding gibt es bereits erste Ansätze ein
wirtschaftlich lohnendes Verfahren zu etablieren [49]. Bei der Herstellung von WEA
werden für die Permanentmagneten in Elektromotoren und Generatoren Seltenerdme-
talle wie Dysprodium, Neodym und Terbium benötigt. Für diese existieren noch kein
etabliertes Recyclingverfahren. Momentan gibt es zwei Lösungsansätze: zum einen die
Reduzierung der benötigten Menge der Seltenerdmetalle bei der Herstellung und die
Substitution durch andere Materialen (z.B. hartmagnetischer Ferrite auf Eisenbasis).
Zum anderen wäre es möglich, nach der Lebensdauer von 20 Jahren die Magnete aus
Generatoren der WEA direkt wiederzuverwerten, vorausgesetzt die Anlagentechnik ver-




In diesem Kapitel werde ich die verschiedenen Lösungsansätze diskutieren und dabei die
Erfahrungen aus meinem Praktikum mit einfließen lassen. Die Erfahrungen beziehen
sich primär auf das Projekt in Thüringen Nord. Andere Unternehmen gehen mit der
Projektplanung, der Beteiligung und der Teilhabe in anderer Art und Weise um.
4.1 Einschätzung zur Diskussion mit Anrainer*innen
An dieser Stelle möchte ich kurz meine persönlichen Erfahrungen beschreiben. Zu
Beginn des Praktikums habe ich Potenzialgebiete im Havelland-Fläming/Brandenburg
mitbetreut und bearbeitet. Nach kurzer Zeit wurde mir dann das Projektgebiet
Nordthüringen zugeteilt, in welchem ich weitestgehend selbstständig die Akqui-
se übernommen habe. Dabei lag der Fokus auf der telefonischen Betreuung der
Flächeneigentümer*innen, dem Versenden von Informationsmaterialien und Nut-
zungsverträgen, sowie die Vor- und Nachbereitung der Ausfahrten und Termine für
den Außendienstmitarbeiter, der aufgrund der Distanz die persönliche Betreuung
vor Ort übernommen hat. Bei der Bearbeitung der Gebiete in Brandenburg und
Thüringen sind mir erhebliche Unterschiede aufgefallen. In Brandenburg stieß die
Idee eines Windparks mehrheitlich auf großes Interesse, wobei es vereinzelt skeptische
Flächeneigentümer*innen gab. Der Hauptunterschied zwischen den Gebieten lag
darin, dass es sich in Brandenburg um Potentialgebiete und in Thüringen um im
1. Entwurf ausgezeichnete WEG handelte. Die Konkurrenzsituation war daher in
Nordthüringen verschärft, da mindestens 15 verschiedene Unternehmen Flächen si-
chern wollten. Aufgrund dessen ist es umso bemerkenswerter, welche Auswirkung eine
verschärfe Konkurrenzsituation auf das Interesse der Flächeneigentümer*innen haben
kann. Diese haben sich regelrecht „überrannt“ gefühlt. In besonders „umkämpften“
Gebieten haben große Projektentwicklungsunternehmen für sehr kleine Flurstücke
horrende Summen für eine möglichst schnelle Vertragsunterschrift geboten. Dieses
Verhalten seitens der Projektentwicklungsunternehmen hat die*den ein oder andere*n
Eigentümer*in abgeschreckt, sodass sie*er erstmal nichts mehr mit Windenergie zu
tun haben wollte. Zum anderen gab es Gebiete, in denen die Ablehnung aus Gründen
des Naturschutzes und wegen der befürchteten Lärmbelästigung von Anfang an
stark ausgeprägt sein musste, sodass sich BI gegründet hatten, die den Ausbau von
Windenergie verhindern wollten. Zum Zeitpunkt als ich diese Gebiete bearbeitete,
war die Ablehnung bereits stark ausgeprägt, sodass keine Gespräche über die Ursache
der Ablehnung möglich waren. Diese Ausgangslage gestaltete die Kommunikation mit
Befürworter*innen schwierig, da diese teilweise verängstigt waren und sich vor sozialer
Ächtung fürchteten, sollte ein*e Nachbar*in erfahren, dass Interesse für Windenergie
bestehe. Zur Diskussion mit Nicht-Flächeneigentümer*innen kann ich keine Erfahrung
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einbringen, da diese nicht mit in den Planungsprozess mit einbezogen wurden. Dies
wäre meiner Ansicht nach wünschenswert gewesen.
Aus meiner Sicht sollte bei der Diskussion mit Beteiligten eines Windparkprojekts
besonders auf eine freundliche Kommunikation, einen transparenten Umgang mit pro-
jektrelevanten Informationen, sowie die Einbeziehung der Interessen der jeweiligen Ak-
teur*innen geachtet werden. Die Kommunikation sollte dabei wertschätzend sein und
auf gegenseitigem Respekt beruhen. Aus meiner Erfahrung können sich dadurch aus-
führliche Gespräche mit Flächeneigentümer*innen entwickeln. Nicht allein erlaubten
diese mir Rückschlüsse auf die jeweilige Situation der Eigentümer*innen zu ziehen,
sondern mir wurden zudem relevante Informationen für den weiteren Projektverlauf
aufgezeigt. Solche Informationen sind beispielsweise, ob bei anderen Projekten in dem
jeweiligen Gebiet artenschutzrechtliche Schwierigkeiten aufgetreten sind oder wie die
allgemeine Akzeptanz der Nachbarin*innen und Gemeindevertreter*innen aussieht. Die
Kommunikation mit den Flächeneigentümer*innen fiel mir zu Beginn des Praktikum
nicht leicht, doch mit zunehmender Erfahrung und Praxis hat sich die anfängliche
Unsicherheit schnell gelegt. Jedoch habe ich von Anfang an auf eine wertschätzen-
de Kommunikation geachtet, was ich mir auch von meinen Gesprächspartner*innen
gewünscht hätte. So hatte ich das Gefühl, dass einige Flächeneigentümer*innen ihre
Frustration über den Planungsprozess oder andere Unternehmen an mir ausgelassen
haben. Nicht außer Acht zu lassen ist, dass es bei Grundstücksfragen häufig schwie-
rige Erbschaftsfälle oder Verwandtschaftsverhältnisse eine Rolle spielen und diese die
Planung verzögern oder gar verhindern können.
4.2 Gegenwärtige Situation
Die finanzielle Teilhabe der Flächeneigentümer*innen ist durch die Flächennut-
zungspacht und andere Formen der passiven Teilhabe abgesichert. Dennoch gibt es
Unterschiede in der Höhe der Summen, die z.B. von Unternehmen zu Unternehmen
und auch innerhalb eines Gebietes differieren, wobei die Flächenpacht vor allem
von Faktoren wie dem Anlagentyp oder der Windhöffigkeit abhängt. Dagegen ist
die finanzielle Teilhabe aller Anwohner*innen je nach Bundesland und Projekt
sehr unterschiedlich und teilweise nicht stark ausgeprägt. Wie im vorhergehenden
Kapitel beschrieben, wäre es meiner Ansicht nach ratsam, entsprechend mit den
betroffenen Gemeinden Maßnahmen für das Allgemeinwohl zu prüfen und umzusetzen,
sodass lokale Vereine finanziell unterstützt werden oder für alle Anwohner*innen ein
vergünstigter Strompreis angeboten wird. Weiterhin halte ich die Idee von Poolflä-
chenverträgen für sinnvoll. Dies bedeutet zumeist den Verzicht einer hohen Vergütung
für einzelne Flächeneigentümer*innen, jedoch werden dadurch etwaige Neiddebatten
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unter Nachbar*innen verkleinert. Aus meiner Erfahrung im Praktikum, wurden Pool-
lösungen vor allem dann umgesetzt, wenn sich die Eigentümer*innen dafür eingesetzt
haben. Aufgrund der immer größer werdenden Anlagen halte ich es für sinnvoll, diese
Option von Beginn an anzubieten. Denn durch die Höhe der Anlagen sind heute in
einem Gebiet, in dem vor 20 Jahren noch rund zehn Anlagen standen, heute nur noch
circa drei bis vier planbar. Dies würde unter den Flächeneigentümer*innen für mehr
Verteilungsgerechtigkeit sorgen.
Überdies wäre es wünschenswert, dass sich mehr Flächeneigentümer*innen eigenmäch-
tig über Windenergie und den abzuschließenden Vertrag informieren würden. Vor
allem im Internet finden sich viele Seiten, die Informationen gebündelt präsentieren,
so z.b. der BWE, die Fachagentur Windenergie an Land (FA Wind) oder die ThEGA.
Meiner Erfahrung nach gibt es einige Flächeneigentümer*innen, die diesbezüglich
engagiert und informiert sind. In Nordthüringen haben manche Eigentümer*innen
das Angebot der ThEGA, wie z.B. die Bürger*innensprechstunde oder die Infothek
genutzt. Andere hatten noch nichts davon gehört. Für diejenigen, die sich das erste
Mal mit Windenergie auseinander setzen, ist es besonders empfehlenswert vom
Projektentwicklungsunternehmen unabhängige Angebote zu nutzen. Sie sollten hierbei
auf vertrauenswürdige Quellen achten, da es viele Windgegner*innenplattformen gibt,
die verschwörungstheoretisch argumentieren.
Teilweise wird diskutiert, ob mehr Abstand der WEA zur nächsten Wohnbebauung die
Akzeptanz steigern kann. Beispielsweise hat der Bayerische Landtag 2014 ein Gesetz
verabschiedet, welches für neue WEA einen Mindestabstand von der zehnfachen An-
lagenhöhe (sog. 10H-Regelung) zu Wohngebäuden vorschreibt [50]. Untersucht wurde
der Zusammenhang von Abstand und Akzeptanz von der FA Wind durch einen um-
weltsoziologischen Studienvergleich [51]. Ergebnis des Studienvergleiches ist, dass es
keinen bedeutsamen Zusammenhang zwischen den Faktoren gibt. Demnach lasse sich
„die Aussage, mit steigendem Abstand nähme die Akzeptanz zu oder die Belästigung
ab, [...] empirisch nicht stützen [51].“ Weiterhin fühlten sich Anwohner*innen nur in
geringem Maße durch die WEA gestört, wenn überhaupt, dann fühlten sie sich von
den Geräuschen und der Sichtbarkeit in der Landschaft gestört. Entscheidender Faktor
für die Akzeptanz und die erlebte Belästigung, scheint die Beteiligung bzw. Teilha-
be der lokal Beteiligten zu sein. Sowohl finanzielle Beteiligung am Projekt sowie eine
frühzeitige Beteiligung mit Gestaltungsspielraum wirken sich positiv auf die Akzep-
tanz aus. Lokal Betroffene wollen mitreden, mitentscheiden und mitgestalten, wie sich
ihre Wohnumgebung verändert und dies nicht überwiegend externen Planungsunter-
nehmen überlassen. Daher ist es entscheidend von Anfang an nicht nur mit Fläche-
neigentümer*innen, sondern zusätzlich mit Anwohner*innen zu sprechen, sodass das
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Projekt Hand in Hand realisiert werden kann [51]. Dies ist ein wesentlicher Punkt,
der noch verbessert werden kann, da sich derzeit Projektentwicklungsunternehmen nur
mit den Flächeneigentümer*innen und später mit der Gemeinde auseinandersetzen.
Diejenigen, die keine Flächen besitzen und dennoch vor Ort wohnen, werden häufig
gar nicht oder kaum mit einbezogen. Es ist daher zu empfehlen, dass EV öffentlich für
alle Interessierten zugänglich sind. Weiterhin sollten diese Veranstaltungen nicht nur
der Informationsweitergabe dienen, sondern die Stimmen der Menschen gehört werden.
Planungsunternehmen sollten die Eigentümer*innen nicht zur Unterschrift nötigen Dies
produziert unnötigen Widerstand und kann zu mehr Konflikten führen.
4.3 Handlungsspielräume
Welche Handlungsspielräume gibt es für die verschiedenen Akteur*innen bei der
Planung eines Windparks? Was können diese zum Gelingen von Windparkprojekten
beitragen? Als Maßnahme zur Stärkung der Akzeptanz von Windenergieprojekten
fordern Vertreter*innen der Politik und des Windenergiewirtschaft immer wieder
mehr Öffentlichkeitsbeteiligung. Dabei sollte beachtet werden, dass es nicht nur
darum geht Überzeugungsarbeit zu leisten, sondern dass den Bürger*innen geeignete
Informationsinstrumente zur Verfügung gestellt werden, um zu einer eigenen kritischen
Betrachtung zu gelangen. In einem nächsten Schritt müssten geeignete Plattformen
geschaffen werden, die einen kontinuierlichen Austausch während des gesamten
Planungsprozesses vorsehen. Es geht bei einer stärkeren Öffentlichkeitsbeteiligung also
vor allem um Transparenz, Verfahrensgerechtigkeit und Verteilungsgerechtigkeit. Die
Beteiligung sollte um ihrerselbstwillen und nicht als Alibi-Veranstaltung durchgeführt
werden.
Projektentwicklungsunternehmen sollten darauf achten, alle Beteiligten, sprich
Flächeneigentümer*innen, Anwohner*innen und die Gemeinden, von Anfang an in
den Planungsprozess mit einzubeziehen. Mit Einbeziehung ist nicht nur Informati-
onsweitergabe, sondern vor allem ein Informationsaustausch gemeint, sodass lokale
Gegebenheiten mit in den Prozess einbezogen werden können. Weiterhin ist zu empfeh-
len, dass sich die Beteiligten auf Augenhöhe begegnen. So kann z.B. die Einbeziehung
einer externen Moderation für eine EV sinnvoll sein. Seitens des Projektentwicklungs-
unternehmen wird dennoch eine Wissenshierarchie gegenüber den Anwohner*innen
bestehen bleiben. Verständlicherweise können nicht alle Informationen das Projekt
betreffend mitgeteilt werden, da eine Konkurrenzsituation zu anderen möglichen
Planungsträgern besteht. Dennoch sollte die Transparenz möglichst hoch ausfallen,
damit alle Beteiligten sich eine eigene Meinung bilden und den Planungsprozess aktiv
mitgestalten können. Sinnvoll ist zudem das Versenden von viertel- oder halbjährigen
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Rundbriefen, durch welche die Flächeneigentümer*innen auf den neusten Planungs-
stand gebracht werden. So haben diese nicht das Gefühl in Vergessenheit zu geraten.
Zu beachten ist, dass Planungsunternehmen sehr viele Potenzialgebiete oder WEG
akquiriert, wobei davon ausgegangen wird, dass von 100 begonnenen Projekten circa
zwei bis fünf tatsächlich realisiert werden. Eine zeitgleiche Information aller Anwoh-
ner*innen bzw. der Gemeinde könnte so für Irritationen bzw. für einen Mehraufwand
sorgen, falls das Projekt nach kurzer Zeit fallengelassen wird. Sehr viele Projekte
werden bereits nach circa sechs Monaten verworfen, da dann eine erste Einschätzung
möglich ist, inwieweit das Projekt lohnenswert ist. Kritische Gebiete sind z.B. jene, in
denen eine gefährdete Vogelart unweit nistet, kaum Akzeptanz vorhanden ist oder die
Konkurrenzsituation übermächtig ist. Daher wird der Schritt, die Öffentlichkeit über
das Projektvorhaben zu informieren, immer zeitversetzt stattfinden. Wie in Kapitel
3.1.3 beschrieben, kann dieses Verfahren dazu führen, dass Flächeneigentümer*innen
über zehn verschiedene Angebote erhalten und durch die häufige Kontaktierung
ein ablehnendes Verhalten entwickeln. Wenn Projektentwicklungsunternehmen A
den Großteil der Flächen gepachtet hat, geht es für Unternehmen B und C nur
noch darum, Flächen zu pachten um die Verträge später für horrende Summen
an Unternehmen A zu verkaufen. Meiner Meinung nach wäre es angebracht, dass
Projektierungsunternehmen eine Art (freiwillige) Selbstverpflichtung eingehen, sodass
sie das Pachten von Flächen unterlassen, wenn es keine Aussicht auf ein erfolgreiches
Projekt gibt. Hier könnte auch eine gesetzliche Regelung hilfreich sein, durch welche
sich Projektentwicklungsunternehmen bei der Gemeinde für die Akquirierung eines
WEG bewerben müssen. So würde zudem die Partizipation von Gemeinden gestärkt
werden. Gleichzeitig wäre es sinnvoll, wenn es für ausgewiesene WEG ein zentrales
Ampelsystem gäbe, in welchem festgehalten wird, welche Flächen seit wann für die
Nutzung von Windenergie gepachtet sind. So könnten Projektierungsunternehmen,
bevor sie in einem Gebiet aktiv werden besser einschätzen, ob dies überhaupt
lohnenswert sein kann. Doch wahrscheinlich würden sich die meisten Unternehmen
nicht darauf einlassen, da sie so um ihre Unabhängigkeit auf dem freien Markt fürchten.
Durch das Siegel für faire Windenergie in Thüringen wurde ein Instrument geschaffen,
welches durch freiwillige Verpflichtung des Projektentwicklungsunternehmen die
Teilhabe von Anwohner*innen sowie die Öffentlichkeitsbeteiligung ausbaut und
stärkt. Gleichzeitig werden ausführliche Informationsmöglichkeiten und Dialogange-
bote bereitgestellt, sodass sich Betroffene umfänglich informieren können. Auch in
Hessen wurden solche Angebote durch das Bürgerforum Energieland Hessen oder in
Nordrhein-Westfalen durch den EnergieDialog.nrw bzw. das WindPlanung.Navi ge-
schaffen. Dennoch ist einzig das Bürgerbeteiligungsgesetz in Mecklenburg-Vorpommern
vergleichbar mit den Leitlinien der ThEGA. Es wäre wünschenswert, dass ähnliche
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Mechanismen wie das Siegel für faire Windenergie oder das Bürgerbeteiligungsgesetz
in anderen Bundesländern eingeführt werden, welche die Teilhabe aller gewährleisten.
Insbesondere sollte dabei auf die Stärkung der Gemeinden und Kommunen geachtet
werden, sodass diese zusammen mit Anwohner*innen Windparks planen können. Wei-
terhin sollten Kommunen selbst eine frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung initiieren,
in dem sie bereits bevor konkrete Regionalpläne veröffentlicht werden, den Diskurs um
die Beteiligung und Umsetzung der Energiewende vor Ort setzen. Ebenfalls können
Kommunen kommunale Klimaschutzkonzepte erarbeiten, welche die Öffentlichkeit für
das Thema Windenergieausbau sensibilisieren.
In Bezug auf die Technologie von WEA hat sich seit den 1990er Jahren viel getan. Wie
in Kapitel 3.2.3 beschrieben, gibt es weiterhin Bestrebungen die Geräuschimmission
zu mindern, sodass Anwohner*innen weniger belästigt werden. Gegen die Sichtbarkeit
in der Landschaft ist schwerlich etwas zu unternehmen, da Anlagen eher größer wer-
den, da so der Ertrag gesteigert werden kann. Dennoch können hier z.B. begehbare
Plattformen integriert werden, sodass die Anlagen zu einer (touristischen) Attraktion
werden. In Bezug auf die Befeuerung ist der Gesetzgeber den Anwohner*innen deutlich
entgegengekommen, sodass die BNK für alle Anlagen verpflichtend ist.
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5 Zusammenfassung
Dieser Praktikumsbericht hatte zum Ziel, sich mit kritischem Blick mit den Defiziten
von WEA auseinanderzusetzen. Schwerpunkt war dabei, Wege aufzuzeigen, wie Wind-
energie als wichtige erneuerbare Energiequelle eine höhere Akzeptanz in breiten Teilen
der vor allem ländlichen Bevölkerung erreichen kann. Dafür wurden die Argumente
gegen Windenergie grob in drei Themenkomplexe unterteilt: aus gesundheitlicher,
naturschutzrechtlicher und technischer Sicht. Gesundheitliche Bedenken, wie Lichtre-
flexion und Schattenwurf, werden in der Augmentation noch angebracht, sind jedoch
kaum noch eine existierende Belastung, da sich hier vor allem die Anlagentechnik
weiterentwickelt hat. Naturschutzrechtliche Bedenken werden bei der Planung von
Anlagen immer mit einbezogen und entsprechend Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen
zum Schutz der Flora und Fauna umgesetzt. Das tatsächliche Ausmaß von Vogelkol-
lisionen mit WEA sollte in weiteren umfänglichen Studien untersucht werden, um
diesbezüglich klare Empfehlungen aussprechen zu können. Wichtigster Lösungsansatz
für die Defizite von Windenergie ist die (finanzielle) Teilhabe und die Beteiligung der
lokal Betroffenen. Vor allem ein gutes Informationsangebot kann helfen, Vorurteile
gegenüber Windenergie abzubauen. Maßnahmen der Beteiligung und Teilhabe werden
zum Teil durch staatliche Regulierungsansätze herbeigeführt. Insbesondere die ThEGA
hat mit der Einführung des Siegels für faire Windenergie Thüringen einen funktio-
nierenden Mechanismus geschaffen, der die Beteiligung von Anwohner*innen stärkt.
Dennoch gibt es auch hier noch Handlungsbedarf, sodass mehr Anwohner*innen
erreicht und für das Thema Windenergie sensibilisiert werden können. Um den Prozess
der Planung transparent zu gestalten, ist eine frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung
sowohl seitens der Gemeinden bei der Ausweisung von Windeignungsgebieten, als auch
seitens des Projektentwicklungsunternehmen bei der Flächenakquise entscheidend. Bei
der Beteiligung sollten die Interessen der Anwohner*innen unbedingt miteinbezogen
werden.
Zusammenfassend lässt sich sagen, dass seit den 1990er Jahren viele sowohl politische
als auch technische Schritte unternommen wurden, um die Akzeptanz von WEA weiter
zu erhöhen: die Anlagentechnik hat sich verbessert, es wird vermehrt auf Öffentlich-
keitsbeteiligung geachtet und die Informations- und Beratungsangebote für Flächenei-
gentümer*innen wurden ausgebaut. In der Zukunft ist es wichtig, dass auf bundes-
politischer Ebene verbesserte Rahmenbedingungen geschaffen werden, damit die kli-
mapolitischen Ziele auch in die Praxis umgesetzt werden können. Die Beteiligung der
Lokalbevölkerung ist dabei ein maßgebendes Kriterium, um diese Umsetzung nicht zu
gefährden. Die Energiewende, speziell der Ausbau von WEA, kann durch eine früh-
zeitige Beteiligung der Öffentlichkeit und der finanziellen Teilhabe aller Beteiligten zu
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einem Gemeinschaftsprojekt werden. Durch den Umstieg auf erneuerbare Energien und
der damit einhergehenden Dezentralisierung rückt die Energieerzeugung vornehmlich
in den Fokus der ländlichen Bevölkerung. Damit diese nicht nur mit den sichtbaren
Veränderungen leben muss, erscheint es fair, wenn die Betroffenen vermehrt in den
Planungsprozess einbezogen werden. So kann mit der Dezentralisierung der Energieer-
zeugung eine Demokratisierung der Planungsprozesse einhergehen.
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